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Einleitung 

Ι . Ziel und Schwerpunkte der Arbeit 

Der Streit um den ,»richtigen" Weg zur deutschen Einheit, ob über Art. 
146 a.F. oder Art. 23 a.F. GG, mittels sofortiger  Volksabstimmung über eine 
gesamtdeutsche Verfassung oder eines Vertrages — er ist vorerst ad acta 
gelegt, die politische Entscheidung ist gefallen, Spekulation jetzt müßig. Der 
„Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen De-
mokratischen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands - Eini-
gungsvertrag"1 (EiV) hat alle parlamentarischen Hürden genommen; sein 
weiteres Schicksal liegt in den Händen der Rechtsanwender. 

Allerdings trat der eine Vertragspartner,  die Deutsche Demokratische 
Republik (DDR), mit Wirkung vom 3.10.1990, d.h. nur wenige Tage nach 
Inkrafttreten  des Vertrages, dem anderen Vertragspartner  bei. Daß das recht-
lich auf den Vertrag nicht ohne Einfluß blieb, liegt nahe. In der Praxis wird 
„der Einigungsvertrag" angewandt: der völkerrechtliche oder der staatsrecht-
liche? Der Vertrag oder sein Zustimmungsgesetz? Oder der Gesetz geworde-
ne Vertrag? Diese Fragen sind solange irrelevant, bis von den Regelungen 
des Einigungsvertrages, etwa vom Grundsatz der Rückgabe enteigneten 
Grundeigentums nach Art. 41 I EiV i.V.m. Ani. ΙΠ Nr. 3, abgewichen wer-
den soll oder Verstöße gegen Regelungen im Einigungsvertrag moniert wer-
den. Wer ist nach der Wiedervereinigung an seine Bestimmungen gebunden? 
An alle gleichermaßen? Wie lange? Wer kann sie ändern, wer vor dem Bun-
desverfassungsgericht  auf ihre Einhaltung drängen? Diese Fragen sind bislang 
kaum eingehender untersucht worden. 

Ziel dieser Arbeit ist, die Rechtsnatur der weitergeltenden Bestimmungen 
des Einigungsvertrages zu bestimmen, ihre Bindungswirkung und Abänder-
barkeit zu untersuchen und etwaige Besonderheiten, einschließlich der An-
tragsbefugnis,  möglicher Verfassungsgerichtsverfahren  zu klären, in denen 
Rechte der Deutschen Demokratischen Republik oder eines der in Art. 44 
EiV genannten Länder aus dem Einigungsvertrag2 gewahrt werden können. 
Der Schwerpunkt wird dabei auf den Fragen der Fortgeltung und der Bin-

1 BGBl. 1990 II S. 889; GBl. DDR 1990 I S. 1629. 
2 Dies dürften mit Ausnahme der Individualrechte die wesentlichen Rechte sein, die 

der Einigungsvertrag gewährt. 
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dungswirkung liegen, weil sie auch für die Form eines verfassungsgericht-
lichen Verfahrens  und den Inhalt seiner Entscheidung ausschlaggebend sind. 

Dann wird ersehen werden können, in welchem Maße es der Deutschen 
Demokratischen Republik gelungen ist, bestandskräftige Regelungen im Eini-
gungsvertrag zu vereinbaren, wer ggf. davon profitieren  wird und inwiefern 
er sich verfassungsgerichtlich  schützen kann. Auch der zulässige Weg für 
zukünftige Abweichungen von Regelungen des Einigungsvertrages wird 
erkennbar. Dagegen geht es nicht darum, welchen genauen Inhalt die einzel-
nen Rechte und Pflichten haben, die im Einigungsvertrag gewährt bzw. auf-
erlegt werden; soweit darauf im Einzelfall zur Illustration eingegangen wird, 
geschieht dies ohne Anspruch auf Vollständigkeit der Erörterung. 

IL Prämissen der Arbeit 

Daß innerhalb der Deutschen Demokratischen Republik die notwendigen 
verfassungsrechtlichen  Anforderungen  an die Zustimmung zum Vertragsab-
schluß eingehalten wurden, davon wird ausgegangen. Zum einen, weil eine 
Analyse der maßgebenden Kompetenzbestimmungen aus dem Rahmen dieser 
Arbeit fiele, zum andern, weil nach vollzogenem Beitritt bei keinem Gericht 
mehr entsprechende Verfahrensrügen  mit Aussicht auf Erfolg geltend ge-
macht werden könnten (die Bundesrepublik wird es vor einem internationalen 
Gericht nicht tun, und die bundesdeutschen Gerichte werden nicht einen 
Staatsakt der Deutschen Demokratischen Republik an deren Recht überprü-
fen)3. 

Für den Vertragsabschluß auf seiten der Bundesrepublik Deutschland wird 
von der (umstrittenen4) Zulässigkeit paktierter Verfassungsänderungen im 
Fall des Einigungsvertrages ausgegangen. Denn nachdem das Bundesverfas-
sungsgericht Art. 4 EiV ausdrücklich für zulässig erachtete5, besteht de facto 
keine erfolgversprechende  Möglichkeit mehr, ggf. eine Unwirksamkeit dieser 
Vertragsbestimmung geltend zu machen. 

3 So allgemein für Eingliederungsverträge zwischen Staaten Frowein,  Eingliede-
rungsvertrag, S. 5. 

4 Heintschel  von Heinegg,  S. 1275; Klein,  Einigungsvertrag, S. 570 f.; Maurer, 
Eigentumsregelung, S. 186. 

5 BVerfGE 82, 316 (320 f.). 
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I I I . Rechtliche Ausgangslage 

1. Rechtsnatur des Einigungsvertrages vor dem Beitritt 

Am 2. Oktober 1990 war die Rechtslage noch unzweifelhaft:  Es existierte 
zwischen den beiden Völkerrechtssubjekten Bundesrepublik Deutschland und 
Deutsche Demokratische Republik der Einigungsvertrag, der - nach der 
übertragbaren Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 6 zum Grund-
lagenvertrag - einen „Doppelcharakter" besaß: seiner Art nach völkerrecht-
lich, seinem Inhalt nach eine Regelung der „Inter-se-Beziehungen". In wün-
schenswerter Deutlichkeit hatte das Bundesverfassungsgericht  schon im 
Grundlagenvertragsurteil  festgestellt, daß für bilaterale Verträge zwischen den 
beiden deutschen Staaten die Regeln des Völkerrechts gelten und die Ver-
träge Geltungskraft  wie jeder andere völkerrechtliche Vertrag haben7. 

Der Übertragbarkeit der Verfassungsrechtsprechung  zum Grundlagenver-
trag auf den Einigungsvertrag steht nicht etwa die Formulierung in dessen 
Präambel „ in beiden Teilen Deutschlands" entgegen. Damit erkannte die 
Deutsche Demokratische Republik nicht etwa an, (vor dem Beitritt) nur ein 
Teil eines Staates Deutschland zu sein. Denn dann hätte als Konstruktion 
nähergelegen, den bislang handlungsunfähigen Dachstaat zu reaktivieren, 
anstatt die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
land beitreten und so die Stellung des Dachstaates dauerhaft  im unklaren zu 
lassen. 

Bereits in seinem Beschluß vom 18.9.1990 bestätigte das Bundesverfas-
sungsgericht, daß für den Einigungsvertrag Völkerrecht gilt, auch wenn in-
haltlich nicht auswärtige Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland gere-
gelt würden8. Der völkerrechtliche Charakter des Einigungsvertrages wird, 
soweit ersichtlich, auch nicht in Frage gestellt9. Auch die Bundesregierung 
und die Fraktionen der Regierungsparteien teilen diese Ansicht, wie aus ihrer 
Begründung zu Art. 45 I EiV hervorgeht10. Sofern behauptet wird, der Eini-
gungsvertrag sei „zugleich ein Vertrag sui generis"11 bzw. besitze „einen 

6 BVerfGE 36, 1 (24). 
7 BVerfGE 36, 1 (23). 
8 BVerfGE 82, 316 (320). 
9 Klein  (Bundesstaatlichkeit, S. 37) hält es allerdings, ebenfalls unter Hinweis auf 

die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  zum Grundlagenvertrag, nur für 
„bedingt richtig", den Einigungs vertrag dem Völkerrecht zuzuordnen. 

10 BT-Drs. 11/7841 i.V.m. BT-Drs. 11/7760, S. 377. 
11 Anker,  Einigungsvertrag, S. 1062; Stern,  Wiederherstellung, S. 39. 


